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Ein Freund sandte mir eine Mail zu Problemen von heute. „... Man muss das Rad 
nicht immer neu erfinden ...“ Er hängte ein altes Dokument aus der Geschichte der 
CDU an. Ich las ... und war verwundert. Dann strich ich alles, was nur Probleme von 
damals betraf, unterstrich, was heute noch wichtig ist und setzte wenige Worte hinzu, 
die heute ergänzt werden müssten. Nun tat ich Gleiches mit dem Godesberger 
Programm der SPD. Ich unterstrich nur, zusetzen musste ich nichts. Ich finde, auch 
das ist ein interessantes neues Dokument geworden. 
 

Von Klaus Buschendorf 

 
Einleitung 
Das ist der Widerspruch unserer Zeit, ...  
daß der Mensch die Produktivkräfte aufs höchste entwickelte, ungeheure Reichtümer 
ansammelte, ohne allen einen gerechten Anteil an dieser gemeinsamen Leistung zu 
verschaffen. ...  
 
Aber das ist auch die H o f f n u n g dieser Zeit, ... 
daß der Mensch dann zum erstenmal in seiner Geschichte jedem die Entfaltung 
seiner Persönlichkeit in einer gesicherten Demokratie ermöglichen kann zu einem 
Leben in kultureller Vielfalt, jenseits von Not und Furcht.  
 
Diesen Widerspruch aufzulösen, sind wir Menschen aufgerufen. In unsere Hand ist 
die Verantwortung gelegt für eine glückliche Zukunft oder für die Selbstzerstörung 
der Menschheit.  
 
Nur durch eine neue und bessere Ordnung der Gesellschaft öffnet der Mensch den 
Weg in seine Freiheit.  
 
Diese neue und bessere Ordnung erstrebt der demokratische Sozialismus. 
 
Grundwerte des Sozialismus 
Die Sozialisten erstreben eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit 
in Freiheit entfalten und als dienendes Glied der Gemeinschaft verantwortlich am 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben der Menschheit mitwirken kann. 
 
Freiheit und Gerechtigkeit bedingen einander. Denn die Würde des Menschen liegt 
im Anspruch auf Selbstverantwortung ebenso wie in der Anerkennung des Rechtes 
seiner Mitmenschen, ihre Persönlichkeit zu entwickeln und an der Gestaltung der 
Gesellschaft gleichberechtigt mitzuwirken. 
 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die aus der gemeinsamen Verbundenheit 
folgende gegenseitige Verpflichtung, sind die Grundwerte des sozialistischen 
Wollens. 
Der demokratische Sozialismus, der in Europa in christlicher Ethik, im Humanismus 



und in der klassischen Philosophie verwurzelt ist, will keine letzten Wahrheiten 
verkünden - nicht aus Verständnislosigkeit und nicht aus Gleichgültigkeit gegenüber 
den Weltanschauungen oder religiösen Wahrheiten, sondern aus der Achtung vor 
den Glaubensentscheidungen des Menschen, über deren Inhalt weder eine 
politische Partei noch der Staat zu bestimmen haben. 
 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist die Partei der Freiheit des Geistes. 
Sie ist eine Gemeinschaft von Menschen, die aus verschiedenen Glaubens- und 
Denkrichtungen kommen. Ihre Übereinstimmung beruht auf gemeinsamen sittlichen 
Grundwerten und gleichen politischen Zielen. Die Sozialdemokratische Partei 
erstrebt eine Lebensordnung im Geiste dieser Grundwerte. Der Sozialismus ist eine 
dauernde Aufgabe - Freiheit und Gerechtigkeit zu erkämpfen, sie zu bewahren und 
sich in ihnen zu bewähren. 
 
Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft 
Aus der Entscheidung für den demokratischen Sozialismus ergeben sich 
Grundforderungen, die in einer menschenwürdigen Gesellschaft erfüllt sein müssen: 
 
Alle Völker müssen sich einer internationalen Rechtsordnung unterwerfen, die über 
eine ausreichende Exekutive verfügt. Der Krieg darf kein Mittel der Politik sein. 
 
Alle Völker müssen die gleiche Chance haben, am Wohlstand der Welt 
teilzunehmen. Entwicklungsländer haben Anspruch auf die Solidarität der anderen 
Völker. 
 
Wir streiten für die Demokratie. Sie muß die allgemeine Staats- und Lebensordnung 
werden, weil sie allein Ausdruck der Achtung vor der Würde des Menschen und 
seiner Eigenverantwortung ist.  
...  
Im demokratischen Staat muß sich jede Macht öffentlicher Kontrolle fügen. Das 
Interesse der Gesamtheit muß über dem Einzelinteresse stehen. In der vom Gewinn- 
und Machtstreben bestimmten Wirtschaft und Gesellschaft sind Demokratie, soziale 
Sicherheit und freie Persönlichkeit gefährdet. Der demokratische Sozialismus 
erstrebt darum eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung. 
 
Alle Vorrechte im Zugang zu Bildungseinrichtungen müssen beseitigt werden. Nur 
Begabung und Leistung sollen jedem den Aufstieg ermöglichen.  

... 

Die staatliche Ordnung 
... 
Das Leben des Menschen, seine Würde und sein Gewissen sind dem Staate 
vorgegeben. Jeder Bürger hat die Überzeugung seiner Mitmenschen zu achten. Der 
Staat ist verpflichtet, die Freiheit des Glaubens und des Gewissens zu sichern. 
 
Der Staat soll Vorbedingungen dafür schaffen, daß der einzelne sich in freier 
Selbstverantwortung und gesellschaftlicher Verpflichtung entfalten kann. Die 
Grundrechte sollen nicht nur die Freiheit des einzelnen gegenüber dem Staat 
sichern, sie sollen als gemeinschaftsbildende Rechte den Staat mitbegründen. 
 
Als Sozialstaat hat er für seine Bürger Daseinsvorsorge zu treffen, um jedem die 
eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu ermöglichen und die Entwicklung einer 



freiheitlichen Gesellschaft zu fördern. 
 
Durch Verschmelzung des demokratischen mit dem sozialen und dem 
Rechtsgedanken soll der Staat zum Kulturstaat werden, der seine Inhalte von den 
gesellschaftlichen Kräften empfängt und dem schöpferischen Geist der Menschen 
dient. 
 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands bekennt sich zur Demokratie, in der 
die Staatsgewalt vom Volke ausgeht  
... 
Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film erfüllen öffentliche Aufgaben. Sie müssen in 
Freiheit und Unabhängigkeit überall und unbehindert Informationen sammeln, 
bearbeiten, verbreiten und unter eigener Verantwortung Meinungen bilden und 
aussprechen dürfen. Rundfunk und Fernsehen müssen ihren öffentlich-rechtlichen 
Charakter behalten. Sie müssen freiheitlich-demokratisch geleitet und gegen 
Interessentendruck gesichert sein. 
 
Die Richter bedürfen der äußeren und inneren Unabhängigkeit, um im Namen des 
Volkes allein dem Recht zu dienen. An der Rechtspflege sind ehrenamtliche Richter 
gleichberechtigt zu beteiligen. Nur unabhängige Richter dürfen Kriminalstrafen 
aussprechen. Wirtschaftliche Überlegenheit oder Schwäche dürfen keine Folgen für 
den Rechtsweg oder für die Rechtsprechung haben. Die Gesetze müssen der 
gesellschaftlichen Entwicklung zeitgerecht angeglichen werden, damit sie nicht zum 
Rechtsbewußtsein in Widerspruch geraten, sondern der Verwirklichung der 
Rechtsidee dienen. 
... 
 
Wirtschafts- und Sozialordnung 
Ziel sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik ist stetig wachsender Wohlstand und eine 
gerechte Beteiligung aller am Ertrag der Volkswirtschaft, ein Leben in Freiheit ohne 
unwürdige Abhängigkeit und ohne Ausbeutung. 
 
Stetiger Wirtschaftsaufschwung 
... 
Die Wirtschaftspolitik muß auf der Grundlage einer stabilen Währung die 
Vollbeschäftigung sichern, die volkswirtschaftliche Produktivität steigern und den 
allgemeinen Wohlstand erhöhen. 
 
Um alle Menschen am steigenden Wohlstand zu beteiligen, muß die Wirtschaft den 
ständigen Strukturveränderungen planmäßig angepaßt werden, damit eine 
ausgeglichene Wirtschaftsentwicklung erreicht wird. 
 
Eine solche Politik bedarf der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und des 
Nationalbudgets. Das Nationalbudget wird vom Parlament beschlossen. Es ist 
verpflichtend für die Regierungspolitik, eine wichtige Grundlage für die autonome 
Notenbankpolitik und gibt Richtpunkte für die Wirtschaft, die das Recht zur freien 
Entscheidung behält. 
 
Der moderne Staat beeinflußt die Wirtschaft stetig durch seine Entscheidungen über 
Steuern und Finanzen, über das Geld- und Kreditwesen, seine Zoll-, Handels-, 
Sozial- und Preispolitik, seine öffentlichen Aufträge sowie die Landwirtschafts- und 



Wohnbaupolitik. Mehr als ein Drittel des Sozialprodukts geht auf diese Weise durch 
die öffentliche Hand. Es ist also nicht die Frage, ob in der Wirtschaft Disposition und 
Planung zweckmäßig sind, sondern wer diese Disposition trifft und zu wessen 
Gunsten sie wirkt. Dieser Verantwortung für den Wirtschaftsablauf kann sich der 
Staat nicht entziehen. Er ist verantwortlich für eine vorausschauende 
Konjunkturpolitik und soll sich im wesentlichen auf Methoden der mittelbaren 
Beeinflussung der Wirtschaft beschränken. 
 
Freie Konsumwahl und freie Arbeitsplatzwahl sind entscheidende Grundlagen, freier 
Wettbewerb und freie Unternehmerinitiative sind wichtige Elemente 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik. Die Autonomie der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberverbände beim Abschluß von Tarifverträgen ist ein wesentlicher 
Bestandteil freiheitlicher Ordnung. Totalitäre Zwangswirtschaft zerstört die Freiheit. 
Deshalb bejaht die Sozialdemokratische Partei den freien Markt, wo immer wirklich 
Wettbewerb herrscht. Wo aber Märkte unter die Vorherrschaft von einzelnen oder 
von Gruppen geraten, bedarf es vielfältiger Maßnahmen, um die Freiheit in der 
Wirtschaft zu erhalten. Wettbewerb soweit wie möglich Planung soweit wie nötig! 
 
Eigentum und Macht 
Ein wesentliches Kennzeichen der modernen Wirtschaft ist der ständig sich 
verstärkende Konzentrationsprozeß. Die Großunternehmen bestimmen nicht nur 
entscheidend die Entwicklung der Wirtschaft und des Lebensstandards, sie 
verändern auch die Struktur von Wirtschaft und Gesellschaft: 
Wer in den Großorganisationen der Wirtschaft die Verfügung über Millionenwerte und 
über Zehntausende von Arbeitnehmern hat, der wirtschaftet nicht nur, er übt 
Herrschaftsmacht über Menschen aus; die Abhängigkeit der Arbeiter und 
Angestellten geht weit über das Ökonomisch-Materielle hinaus. 
 
Wo das Großunternehmen vorherrscht, gibt es keinen freien Wettbewerb. Wer nicht 
über gleiche Macht verfügt, hat nicht die gleiche Entfaltungsmöglichkeit, er ist mehr 
oder minder unfrei. Die schwächste Stellung in der Wirtschaft hat der Mensch als 
Verbraucher. 
 
Mit ihrer durch Kartelle und Verbände noch gesteigerten Macht gewinnen die 
führenden Männer der Großwirtschaft einen Einfluß auf Staat und Politik, der mit 
demokratischen Grundsätzen nicht vereinbar ist. Sie usurpieren Staatsgewalt. 
Wirtschaftliche Macht wird zu politischer Macht. 
... 
Die Bändigung der Macht der Großwirtschaft ist darum zentrale Aufgabe einer 
freiheitlichen Wirtschaftspolitik. Staat und Gesellschaft dürfen nicht zur Beute 
mächtiger Interessengruppen werden. 
 
Das private Eigentum an Produktionsmitteln hat Anspruch auf Schutz und Förderung, 
soweit es nicht den Aufbau einer gerechten Sozialordnung hindert. Leistungsfähige 
mittlere und kleine Unternehmen sind zu stärken, damit sie die wirtschaftliche 
Auseinandersetzung mit den Großunternehmen bestehen können. 
 
Wettbewerb durch öffentliche Unternehmen ist ein entscheidendes Mittel zur 
Verhütung privater Marktbeherrschung. Durch solche Unternehmen soll den 
Interessen der Allgemeinheit Geltung verschafft werden. Sie werden dort zur 
Notwendigkeit, wo aus natürlichen oder technischen Gründen unerläßliche 



Leistungen für die Allgemeinheit nur unter Ausschluß eines Wettbewerbs 
wirtschaftlich vernünftig erbracht werden können. 
 
Die Unternehmen der freien Gemeinwirtschaft, die sich am Bedarf und nicht am 
privaten Erwerbsstreben orientieren, wirken preisregulierend und helfen dem 
Verbraucher. Sie erfüllen eine wertvolle Funktion in der demokratischen Gesellschaft 
und haben Anspruch auf Förderung. 
 
Eine weitgehende Publizität muß der Öffentlichkeit Einblick in die Machtstruktur der 
Wirtschaft und in die Wirtschaftsgebarung der Unternehmen verschaffen, damit die 
öffentliche Meinung gegen Machtmißbrauch mobilisiert werden kann. 
 
Wirksame öffentliche Kontrolle muß Machtmißbrauch der Wirtschaft verhindern. Ihre 
wichtigsten Mittel sind Investitionskontrolle und Kontrolle marktbeherrschender 
Kräfte. 
 
Gemeineigentum ist eine legitime Form der öffentlichen Kontrolle, auf die kein 
moderner Staat verzichtet. Sie dient der Bewahrung der Freiheit vor der Übermacht 
großer Wirtschaftsgebilde. In der Großwirtschaft ist die Verfügungsgewalt 
überwiegend Managern zugefallen, die ihrerseits anonymen Mächten dienen. Damit 
hat das Privateigentum an den Produktionsmitteln hier weitgehend seine 
Verfügungsgewalt verloren. Das zentrale Problem heißt heute: Wirtschaftliche Macht. 
Wo mit anderen Mitteln eine gesunde Ordnung der wirtschaftlichen 
Machtverhältnisse nicht gewährleistet werden kann, ist Gemeineigentum 
zweckmäßig und notwendig. 
... 
 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
Die Marktwirtschaft gewährleistet von sich aus keine gerechte Einkommens- und 
Vermögensverteilung. Dazu bedarf es einer zielbewußten Einkommens- und 
Vermögenspolitik. 
 
Einkommen und Vermögen sind ungerecht verteilt. Das ist nicht nur die Folge 
massenhafter Vermögensvernichtung durch Krise, Krieg und Inflation, sondern im 
wesentlichen die Schuld einer Wirtschafts- und Steuerpolitik, die die Einkommens- 
und Vermögensbildung in wenigen Händen begünstigt und die bisher 
Vermögenslosen benachteiligt. 
 
Die Sozialdemokratische Partei will Lebensbedingungen schaffen, unter denen alle 
Menschen in freier Entschließung aus steigendem Einkommen eigenes Vermögen 
bilden können. Das setzt eine stetige Erhöhung des Sozialprodukts bei gerechter 
Verteilung voraus. 
 
Die Lohn- und Gehaltspolitik ist ein geeignetes und notwendiges Mittel, um 
Einkommen und Vermögen gerechter zu verteilen. 
 
Geeignete Maßnahmen sollen dafür sorgen, daß ein angemessener Anteil des 
ständigen Zuwachses am Betriebsvermögen der Großwirtschaft als Eigentum breit 
gestreut oder gemeinschaftlichen Zwecken dienstbar gemacht wird. Es ist ein 
Zeichen unserer Zeit, daß sich das private Wohlleben privilegierter Schichten 
schrankenlos entfaltet, während wichtige Gemeinschaftsaufgaben, vor allem 



Wissenschaft, Forschung und Erziehung, in einer Weise vernachlässigt werden, die 
einer Kulturnation unwürdig ist. 
 
Agrarwirtschaft 
Die Grundsätze sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik gelten auch für die 
Landwirtschaft. Die Struktur der Landwirtschaft und die Abhängigkeit ihrer Produktion 
von unbeeinflußbaren Naturfaktoren erfordern jedoch besondere Maßnahmen. 
 
Das private Eigentum des Bauern am Boden wird bejaht. Die leistungsfähigen 
Familienbetriebe müssen durch ein neuzeitliches Boden- und Pachtrecht geschützt 
werden. Sie sind wirtschaftlich und sozial zu stärken. 
 
Die Förderung des Genossenschaftswesens ist der beste Weg, die 
Leistungsfähigkeit der kleinen und mittleren Betriebe unter Wahrung ihrer 
Selbständigkeit zu steigern. 
 
Die Landwirtschaft muß sich den strukturellen Veränderungen der Gesamtwirtschaft 
anpassen, um ihren vollen Beitrag zur Entwicklung der Gesamtwirtschaft leisten und 
den in ihr tätigen Menschen einen angemessenen Lebensstandard sichern zu 
können. ... 
 
Die Gewerkschaften in der Wirtschaft 
Alle Arbeiter, Angestellten und Beamten haben das Recht, sich in Gewerkschaften 
zusammenzuschließen. In der heutigen Wirtschaft sind die Arbeitnehmer denen 
ausgeliefert, die die Kommandostellen der Unternehmen und ihrer Verbände 
besetzen, wenn sie ihnen nicht in unabhängigen Gewerkschaften ihre solidarische, 
demokratisch geordnete Kraft entgegenstellen, um die Arbeitsbedingungen frei 
vereinbaren zu können. Das Streikrecht gehört zu den selbstverständlichen 
Grundrechten der Arbeiter und Angestellten. 
 
Die Gewerkschaften kämpfen um einen gerechten Anteil der Arbeitnehmer am Ertrag 
der gesellschaftlichen Arbeit und das Recht auf Mitbestimmung im wirtschaftlichen 
und sozialen Leben. 
... 
Die Arbeiter und Angestellten, die den entscheidenden Beitrag zum Ergebnis der 
Wirtschaft leisten, sind bisher von einer wirksamen Mitbestimmung ausgeschlossen. 
Demokratie aber verlangt Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Betrieben und in 
der gesamten Wirtschaft. Der Arbeitnehmer muß aus einem Wirtschaftsuntertan zu 
einem Wirtschaftsbürger werden. 
... 
 
Soziale Verantwortung 
Sozialpolitik hat wesentliche Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß sich der 
einzelne in der Gesellschaft frei entfalten und sein Leben in eigener Verantwortung 
gestalten kann. Gesellschaftliche Zustände, die zu individuellen und sozialen 
Notständen führen, dürfen nicht als unvermeidlich und unabänderlich hingenommen 
werden. Das System sozialer Sicherung muß der Würde selbstverantwortlicher 
Menschen entsprechen. 
 
 
.... Alle sozialen Geldleistungen ... sind der Entwicklung der steigenden 



Arbeitseinkommen laufend anzupassen. 
 
.... Die berufliche Entscheidungsfreiheit der Ärzte muß gesichert sein. Es ist eine 
öffentliche Aufgabe, die Krankenhausversorgung sicherzustellen. 
 
Das gleiche Lebensrecht aller Menschen ist auch dadurch zu verwirklichen, daß bei 
Krankheit jeder unabhängig von seiner wirtschaftlichen Lage einen unbedingten 
Anspruch auf alle dem Stande der ärztlichen Wissenschaft entsprechenden 
Heilmaßnahmen hat. Die frei gewählte ärztliche Hilfeleistung wird durch volle 
wirtschaftliche Sicherung im Krankheitsfalle ergänzt. Bei vollem Ausgleich des 
Einkommens ist die Arbeitszeit fortschreitend zu verkürzen, wie es die Entwicklung 
der Wirtschaft ermöglicht. 
...  
Jeder hat ein Recht auf eine menschenwürdige Wohnung. Sie ist die Heimstätte der 
Familie. Sie muß deshalb auch weiterhin sozialen Schutz genießen und darf nicht nur 
privatem Gewinnstreben überlassen werden. 
... 
 
Frau - Familie - Jugend 
Die Gleichberechtigung der Frau muß rechtlich, sozial und wirtschaftlich verwirklicht 
werden. Der Frau müssen die gleichen Möglichkeiten für Erziehung und Ausbildung, 
für Berufswahl, Berufsausübung und Entlohnung geboten werden wie dem Mann. 
Gleichberechtigung soll die Beachtung der psychologischen und biologischen 
Eigenarten der Frau nicht aufheben. Hausfrauenarbeit muß als Berufsarbeit 
anerkannt werden.  
... 
Staat und Gesellschaft haben die Familie zu schützen, zu fördern und zu stärken. In 
der materiellen Sicherung der Familie liegt die Anerkennung ihrer ideellen Werte. Ein 
Familien-Lastenausgleich im Steuersystem, Mutterschaftshilfe und Kindergeld sollen 
die Familie wirksam schützen. 
 
Die Jugend muß befähigt werden, ihr Leben selbst zu meistern und in die künftige 
Verantwortung gegenüber der Gemeinschaft hineinzuwachsen. Staat und 
Gesellschaft haben deshalb die Aufgabe, die Erziehungskraft der Familie zu stärken, 
sie in den Bereichen, die sie nicht ausfüllen kann, zu ergänzen und notfalls zu 
ersetzen. Die Entfaltung der beruflichen Fähigkeiten des jungen Menschen erfordert 
ein System allgemeiner Erziehungs- und Ausbildungsbeihilfen. 
... 
 
Das kulturelle Leben 
Die schöpferischen Kräfte des Menschen müssen sich in einem reich gegliederten 
und vielfältigen kulturellen Leben frei entfalten können. Die Kulturpolitik des Staates 
soll alle kulturwilligen Kräfte ermutigen und fördern. Der Staat muß alle Bürger vor 
den Macht- und Interessengruppen schützen, die das geistige und kulturelle Leben 
eigenen Zwecken dienstbar machen wollen. 
... 
 
 
 
Die Wissenschaft 



Wissenschaftliche Forschung und Lehre müssen frei sein. Ihre Ergebnisse sind der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Ausreichende öffentliche Mittel für Forschung 
und Lehre müssen zur Verfügung gestellt werden. Der Staat hat Vorsorge zu treffen, 
daß Forschungsergebnisse nicht zum Schaden der Menschheit mißbraucht werden. 
...  
Eine großzügige Förderung soll den Studierenden ihre wissenschaftliche Ausbildung 
sichern. Allen Studierenden soll eine politische und sozialwissenschaftliche 
Grundbildung vermittelt werden. 
... 
 
Unser Weg 
Die sozialistische Bewegung erfüllt eine geschichtliche Aufgabe. Sie begann als ein 
natürlicher und sittlicher Protest der Lohnarbeiter gegen das kapitalistische System. 
Die gewaltige Entfaltung der Produktivkräfte durch Wissenschaft und Technik brachte 
einer kleinen Schicht Reichtum und Macht, den Lohnarbeitern zunächst nur Not und 
Elend. Die Vorrechte der herrschenden Klassen zu beseitigen und allen Menschen 
Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlstand zu bringen das war und das ist der Sinn des 
Sozialismus. 
 
Die Arbeiterschaft war in ihrem Kampf nur auf sich gestellt. Ihr Selbstbewußtsein 
wurde geweckt durch die Erkenntnis ihrer eigenen Lage, durch den entschlossenen 
Willen, sie zu verändern, durch die Solidarität in ihren Aktionen und durch die 
sichtbaren Erfolge ihres Kampfes. 
 
Schweren Rückschlägen und manchen Irrtümern zum Trotz hat die 
Arbeiterbewegung im neunzehnten und zwanzigsten Jahrhundert die Anerkennung 
vieler ihrer Forderungen erzwungen. Der einst schutz- und rechtlose Proletarier, der 
sich für einen Hungerlohn täglich sechzehn Stunden schinden mußte, erreichte den 
gesetzlichen Achtstundentag, den Arbeitsschutz, die Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Siechtum und für seinen Lebensabend. Er erreichte das 
Verbot der Kinderarbeit, der Nachtarbeit für die Frauen, den Jugend- und 
Mutterschutz und bezahlten Urlaub. Er erstritt sich die Versammlungsfreiheit, das 
Recht zum gewerkschaftlichen Zusammenschluß, das Tarifrecht und das Streikrecht. 
Er ist dabei, sein Recht auf Mitbestimmung durchzusetzen. Der einst das bloße 
Ausbeutungsobjekt der herrschenden Klasse war, nimmt jetzt seinen Platz ein als 
Staatsbürger mit anerkannten gleichen Rechten und Pflichten. 
... 
 Darum ist die Hoffnung der Welt eine Ordnung, die auf den Grundwerten des 
demokratischen Sozialismus aufbaut, der eine menschenwürdige Gesellschaft, frei 
von Not und Furcht, frei von Krieg und Unterdrückung schaffen will, in Gemeinschaft 
mit allen, die guten Willens sind. 
 
Jeder, Mann und Frau, ist aufgerufen, hier und in allen Ländern der Erde. 
 
Auf deutschem Boden sammeln sich die Sozialisten in der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands, die jeden in ihren Reihen willkommen heißt, der sich zu den 
Grundwerten und Grundforderungen des demokratischen Sozialismus bekennt. 
 
Quelle: http://www.spd.de  
 


